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Recht beschämend

Zu »Nachholebedarf beim Kita-Ange-
bot« und »Halbe Sache«, 17.7., S. 1
Hätte man auch in den alten Bun-
desländern rechtzeitig und nicht
erst mit über 20-jähriger Verspä-
tung das positive DDR-Erbe ange-
treten, hätten wir heute landesweit
und flächendeckend ausreichend
Kita-Plätze zur Realisierung der
angestrebten und von vielen Eltern
gewünschten Kinderbetreuung für
unter Dreijährige. Die bundesweit
niedrige Betreuungsquote von erst
32,5 Prozent ist doch recht beschä-
mend.
Dieter Lämpe, Hoppegarten

Es kostet unsere Steuermillionen

Zu »Hilflos eingeschlossen«,
11.7., S. 3
Viel deutlicher kann man es nicht
zeigen: Krieg ist immer nicht nur
ein Verbrechen gegen die, gegen
die er geführt wird, Krieg ist ge-
nauso ein Verbrechen gegen die,
die man dort hineinschickt. Egal
wo und egal wie man die Truppen
nennt.
Deutschland kann sich endlich

wieder im Krieg, nein, sogar in
Kriegen beweisen. Nicht nur mit
deutschen Waffen, auch mit deut-
schen Soldatinnen und Soldaten.
Ob deutsche Soldaten in aller Welt
ein Grund für Nationalstolz sind,
wage ich zu bezweifeln. Eher sind
sie ein Schandmal, denn wirklich
zum Frieden beigetragen haben sie
nie und nirgends. Aber es kostet
unsere Steuermillionen, mit denen
wir im eigenen Land auch gut et-
was anfangen könnten.
Rainer Gödde, Oranienburg

Erfolgswünsche für Initiative

Zu »Mit BRICS gegen die G7«,
17.7., S. 7
Eigentlich kann man der Initiative
nur Erfolg wünschen, geht es doch
um den Versuch, die Vorherrschaft
des Dollar langfristig zu beenden.

Bislang gelingt es den USA ja im-
mer noch, sich im Ausland in eige-
ner Währung zu verschulden, so
dass es keine Schwierigkeiten bei
Zinszahlung und Schuldentilgung
gibt; der US-Dollar ist ein wesent-
licher Exportartikel im Außenhan-
del der USA. Bei rationalem Vor-
gehen würden die BRICS-Staaten
zunächst einmal die Auslandsver-
schuldung vieler Länder in US-
Dollar (teilweise) tilgen, um da-
nach in eine eigene Währung um-
zuschulden.
Wilfried Müller, Hamburg

Richtig erkannt

Zu »Leipziger Stadtrat legt Einheits-
denkmal auf Eis«, 17.7., S. 5
Wenn es immer noch eine dicke
Mauer und Stacheldraht zwischen
den Altersrentnern in der BRD
gibt, dann kann es logischer Weise
auch kein »Einheitsdenkmal in
Deutschland« geben. Im Gegensatz
zum Bundestag hat der Leipziger
Stadtrat die Sache schon richtig
erkannt.
Paul Kreher, Chemnitz

Lesevergnügen

Zu »Die große Angstmacherei«,
9.7., S. 4
Den Artikel von Klaus Müller habe
ich mit Vergnügen und Erleichte-
rung gelesen. Dass »Normalver-
braucher« vor der Deflation keine
Angst zu haben brauchen, habe ich
schon vorher gedacht, mich aber
nicht getraut, es öffentlich zu be-
haupten, weil ich nicht »vom Fach«
bin! (Dass jemand nicht kaufen
würde, weil er hofft, die Ware
könnte noch billiger werden, ist ja
wirklich völlig weltfremd!)
Liselot Huchthausen, Rostock

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Der Reserve-Fallschirm
René Heilig über scheinbar nur Personelles im Verteidigungsministerium

Jüngst, als Ursula von der Leyen ihre Elitemänner in Calw besuchte, sprang
sie mit dem Fallschirm ab. Mutig ist sie. Doch das weiß man. Mut bewies
sie bereits nach Amtsübernahme. Damals ließ sie sich alle großen Rüs-
tungsprojekte vorlegen – und bestätigte keines. Erst einmal sollten unab-
hängige Wirtschaftsprüfer einen Blick in die Verträge werfen. Egal, was da
unterm Strich herauskommt: So ist noch kein Bendlerblock-Dirigent mit
der Industrie umgesprungen. Wer so einen »Sprung« wagt, sollte also über
verlässliche Reserveschirme verfügen. Die beiden von ihrem Vorgänger ge-
erbten Staatssekretäre entsprachen den Anforderungen nicht. Erst instal-
lierte von der Leyen einen Vertrauten aus den Arbeitsministerium, nun
stellt sie ihre zweite Favoritin ein. Sie heißt Katrin Suder und war bislang
Direktorin bei den Wirtschaftsberatern von McKinsey.
Die Personalie verstärkt den Eindruck, von der Leyen will die Bundes-

wehr wie ein ganz normales Unternehmen führen. Egal, ob man Wasch-
mittel, Schrauben oder Gummibärchen produziert, unterm Strich zählt die
Effektivität. Und genau da liegt der Unterschied. Woran misst man die Ef-
fektivität von Militär? Es gab eine sicherheitspolitisch höchst fragile Zeit, da
hieß der Maßstab beiderseits der Elbe Nicht-Krieg. Doch nicht nur dieser
Fluss hat für die Bundeswehr inzwischen keinerlei Bedeutung mehr.

Selbstzerstörung par excellence
Simon Poelchau über Australiens fatalen Fehler, die CO2-Steuer abzuschaffen

Australien kriegt jetzt mächtig Schelte von der EU, weil es die C02-Steuer ab-
geschafft hat. Doch sollte man in Down Under weniger wegen des angekratz-
ten Images als vielmehr wegen des eigenen Klimas besorgt sein.
Keine Frage: Es ist ein absolut falsches Zeichen, das das australische Parla-

ment sendete, indem es für die Abschaffung der CO2-Steuer stimmte. Damit
zeigt die Regierung, dass ihr die Reduzierung von Treibhausgasen und der
Kampf gegen den Klimawandel komplett egal sind. Stattdessen will man auf
dem Kontinent als weltweit größter Kohleexporteur so weiter machen wie bis-
her. Doch schneidet sich Australien damit ins eigene Fleisch. Das Umweltmi-
nisterium in Canberra stellte selber fest, das die zwölf Monate zwischen Sep-
tember 2012 und August 2013 die wärmste Periode seit dem Beginn der Wet-
teraufzeichnung waren. Wissenschaftler bewiesen erst kürzlich, dass die zu-
nehmende Dürre im Südwesten des Kontinents eine direkte Folge des Klima-
wandels ist, während sich die Ostküste auf immer heftigere Überschwemmun-
gen gefasst machen muss. Keine Frage also: Der Klimawandel ist in Australien
bereits in all seinen Folgen und Facetten spürbar.
Deswegen ist die Abschaffung der CO2-Steuer nicht einfach nur ein fatales

Signal im internationalen Kampf gegen den Klimawandel. Letzten Endes ist es
vor allem eine selbstzerstörerische Maßnahme par excellence.

Das hat Merkel nicht verdient
Gabriele Oertel über den 60. der Kanzlerin und andere Misslichkeiten

Vermutlich hat die Kanzlerin in der Nacht vom Mittwoch zum Donnerstag
das Schlimmste bereits hinter sich gewähnt, als sie das peinliche Geburts-
tagsständchen des Brüsseler ZDF-Korrespondenten auf der nächtlichen
Pressekonferenz über sich ergehen ließ. So cool sie auch reagierte – ihr
hat freilich geschwant, dass Udo von Kampens gesungene Ergebenheits-
adresse nicht nur dem Vertreter des freilich kritischen, distanzierten und
völlig unabhängigen Staatsfernsehens auf die Füße fallen könnte, sondern
durchaus einen Hauch von längst überwunden geglaubter Politbürokratie
verströmte. Dass zu Hause auf sie auch noch ein Musikvideo wartete, auf
dem Heino, Vicky Leandros und Jürgen Drews gemeinsam mit Andrea
Nahles, Claudia Roth und Ilse Aigner trällern, konnte sie da noch nicht
ahnen. Und auch nicht den großen Glückwunsch von Helmut Kohl in
»Bild«, in dem ihr Ziehvater für Angela Merkel durchaus ein paar Nadel-
stiche ob ihres Talents zur effektiven Chancenverwertung versteckt hatte.
Aber irgendwann, Merkel wird aufatmen, ist auch der 60. Geburtstag

vorbei. Dann kommt wieder die Zeit der investigativen Journalisten, die
wissen wollen, wann Merkel endlich abtritt. Der Alltag mit Politikerkolle-
gen, die jede ihrer Entscheidungen kritisieren. Und das Miteinander der
Parteifreunde, die nicht nur liebevoll verpackte vergiftete Pfeile schicken.

KOLUMNE

Die Irren und die Normalen
Wolfgang Storz über Verdienste des Anti-Amerikanismus und die deutsche Unterwürfigkeits-Bilanz

Der deutsche stolze Außenminister
fleht um Respekt und will die
deutsch-amerikanischen Beziehun-
gen, die für ihn so »notwendig und
unverzichtbar« sind, »auf der
Grundlage von Vertrauen und ge-
genseitigem Respekt« wiederbele-
ben. Zeitgleich erwägt der NSA-
Bundestagsausschuss, künftig mit
mechanischen Schreibmaschinen zu
arbeiten, so der Vorsitzende Patrick
Sensburg (CDU), um die US-Aus-
späher in die E-Mail-Leere laufen zu
lassen; hoffentlich macht sich der
Ausschuss auch noch Gedanken da-
rüber, wie die Briefboten und -tau-
ben, welche die mechanisch getipp-
ten Schreiben und Dokumente zu
transportieren haben, vor NSA-Ent-
führungen oder -Drohnenbeschuss
geschützt werden können.
Es spricht viel dafür, die Abhör-

und Spionageereignisse der letzten
Monate gelassen als Beiträge der
USA zu sehen, welche die These des
Psychotherapeuten und Buchautors
Manfred Lütz belegen sollen, nicht
die Irren, sondern die Normalen sei-
en das Problem. Sollte uns jedoch die
Kraft zu dieser Gelassenheit fehlen,
stellt sich uns die Frage: Welche
Konsequenzen und Schlüsse ziehen
wir aus unserem neuen Wissen?
Wir sollten endlich die Psycho-

analytiker bitten, sich aktiv an der
Analyse politischer Prozesse zu be-
teiligen. Denn es zeigt sich zuneh-
mend, dass wir mit dem normalen
politikwissenschaftlichen Besteck-
kasten, der sich auf die Analyse von
Interessen und Macht konzentriert,
nicht mehr sehr weit kommen.
Wir könnten zudem aus den Vor-

gängen lernen, wie unsinnig es ist, in
der Politik mit Beteuerungen und
Bekenntnissen zu hantieren. Völlig
richtig ist es, sich notfalls auch mit
Verve zu Zielen und Werten zu be-
kennen. Aber doch nicht zu Natio-

nen, Staaten oder gar Regierungen.
Wer sich noch daran erinnern kann
und mag: In Westdeutschland lebten
wir über Jahrzehnte von feurigen
Bekenntnissen zu den USA und de-
ren angeblich vernünftiger und rich-
tiger Politik; vermutlich war es in der
DDR mit den ruhmreichen sowjeti-
schen Brüdern und Schwestern auch
nicht viel anders. Spätestens heute
wissen wir: Dankbar müssen wir je-
nen Wenigen sein, die in diesen Zei-

ten unter Bedingungen von Ächtung
und auch Verfolgung die so genann-
ten antiamerikanischen Umtriebe zu
verantworten hatten, also die De-
monstrationen und öffentlich vorge-
tragene Kritik an den Verfehlungen
der US-Politik vom Vietnam- bis zum
Irak-Krieg und allem, was dazwi-
schen war und danach noch kam.
Mit einem geflügelten Wort, ledig-
lich leicht abgewandelt: Die Ver-
dienste des deutschen Antiamerika-
nismus müssen in fetten Lettern neu
aufgeschrieben und gewürdigt wer-
den. Hätte es diese harte Kritik – von
einflusslosen Minderheiten gegen
den überwältigenden Mainstream
der Politik vorgetragen – an den je-
weils herrschenden US-Politiken

nicht immer wieder gegeben, die
deutsche Unterwürfigkeitsbilanz fie-
le noch beschämender aus.
Und was könnten wir noch daraus

lernen? Beispielsweise: auch auf an-
deren Feldern der Politik auf Be-
schwörungsformeln und Bekennt-
niswahn zu verzichten und uns auf
das zu konzentrieren, was ist und
was nicht ist. In der Debatte über die
EU wird von großen Mehrheiten mit
ähnlichen Drohgebärden hantiert: So
geächtet wie der Antiamerikanismus
wird hier derjenige, der es wagt, in
der EU nicht die Zukunft und gar im
Nationalstaat nicht die Vergangen-
heit zu sehen. Auch hier scheint es
sinnvoll zu sein, diese Bekenntnis-
politik abzulegen. Wenn das EU-
Parlament unverändert wenig zu sa-
gen hat, die EU-Politik aber immer
mehr das Leben prägt, wenn die EU-
Kommission es normal findet, mo-
natelang mit der Ausspähernation im
Geheimen – als unabdingbare Vo-
raussetzung für jegliche Abhöraktion
– über das Freihandelsabkommen
TTIP zu verhandeln, warum soll ich
dann im Prinzip für die EU sein? Wer
will denn ausschließen, dass halb-
wegs demokratisch organisierte Na-
tionalstaaten, die friedlich kooperie-
ren, der guten europäischen Idee
nicht bekömmlicher sind als die
Herrschaft des Europäischen Ge-
richtshofes und die Politik einer von
Lobbyisten umstellten undurchsich-
tig agierenden EU-Bürokratie?
Letztlich können sowieso nur starke
nationale Demokratien auf EU-Ebene
ebensolche Verhältnisse durchsetzen.
Also: nicht länger sich Bekennt-

nissen unterordnen, sondern schau-
en, wer was konkret macht und was
nicht, und dann nach Bedarf solange
antiamerikanisch sein, bis die USA in
uns souveräne Bürger sehen, und
solange antieuropäisch sein, bis die
EU demokratisch erblüht.

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Stephan Moll

PERSONALIE

Ausgefuchst
Von Jürgen Amendt

Die Pressemitteilung des ZDF, die
gestern an die Medien verschickt
wurde, war in routinierter Pres-
sestellensprache gehalten. Der
Leiter der ZDF-Hauptredaktion
Show, Oliver Fuchs, habe in Zu-
sammenhang mit den Manipula-
tionen bei der Rankingshow
»Deutschlands Beste« die Verant-
wortung übernommen und sei-
nen Rücktritt angeboten. ZDF-In-
tendant Thomas Bellut danke
»Herrn Fuchs für sein Engage-
ment und seine Arbeit« und da-
für, »persönlich die Verantwor-
tung zu übernehmen«.
Mit diesen Sätzen endet die

kurze Karriere des Oliver Fuchs im
öffentlich-rechtlichen Fernsehen.
Sie begann 2012, als der gelernte
Fotoingenieur seine Tätigkeit als
Geschäftsführer einer TV-Pro-
duktionsfirma gegen das Amt des
Unterhaltungschefs beim ZDF
eintauschte. Fuchs musste den
Kopf dafür hinhalten, dass seine
Mitarbeiter die Umfrage, auf der
in der Sendung »Deutschlands
Beste« Anfang Juli die Wahl der
beliebtesten Frauen und Männer
in Deutschland beruhte, so ver-
änderten, dass die eingeladenen
Showgäste weiter vorne platziert
wurden. Vor wenigen Tagen stell-
te sich schließlich heraus, dass es
bereits in vorangegangenen Sen-
dungen zu ähnlichen Manipulati-
onen kam – zu einer Zeit also, als

Fuchs noch in der freien TV-Bran-
che seine Brötchen verdiente.
Ob Oliver Fuchs wirklich nichts

von den internen Manipulationen
wusste, sei dahingestellt. Auf je-
den Fall war ihm von Anfang an
beim ZDF kein glückliches Händ-
chen beschieden. In die Ära des
46-Jährigen fällt der endgültige
Niedergang des einstigen Sams-
tagabend-Flagschiffs »Wetten,
dass …?«.
Das ZDF hatte sich von ihrem

neuen Zugpferd zu Amtsantritt ei-
gentlich mehr erhofft. Fuchs
brachte viel Erfahrung aus der TV-
Branche mit, arbeitete als Redak-
teur und Herstellungsleiter bei
verschiedenen Produktionsfir-
men, bevor er 2003 Geschäfts-
führer von Eyeworks Deutschland
wurde, das die deutschen TV-Sen-
der vor allem mit Social-Doku-
Formaten wie »Die Küchenchefs«
oder »Goodbye Deutschland – Die
Auswanderer« und Casting-Shows
beliefert.

Oliver Fuchs ist als Unterhaltungs-
chef des ZDF zurückgetreten.
Foto: dpa/ZDF/Sascha Baumann Erscheint im Verlag Neues Deutschland Druckerei und Verlag GmbH
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